Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2807 


Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache V/2251 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache V/2845 — 


Ä. Bericht des Abgeordneten Brück (Köln) 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf ist am 8. November 1967 von 
der Bundesregierung mit Drucksache V/2251 beim 
Deutschen Bundestag eingebracht worden. Der Bun- 
destag hat den Entwurf in seiner 139. Sitzung am 
1. Dezember 1967 in erster Beratung dem Innenaus- 
schuß federführend und dem Verteidigungsausschuß 
mitberatend überwiesen. Der Innenausschuß hat sich 
mit dem Gesetzentwurf in insgesamt fünf Sitzungen 
befaßt. Der mitberatende Verteidigungsausschuß hat 
in seiner Stellungnahme vom 28. Februar 1968 dem 
Entwurf zugestimmt. 

Der Innenausschuß beschloß bei der abschließenden 
Beratung am 9. Mai 1968, diesen Gesetzentwurf mit 
dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung beamten- 
rechtlicher Vorschriften zu verbinden, den die Bun- 
desregierung am 17. April 1968 mit Drucksache 
V/2845 beim Deutschen Bundestag eingebracht hatte. 
Der Bundestag hat den Entwurf in seiner 171. Sit- 
zung am 8. Mai 1968 in erster Beratung an den 
Innenausschuß überwiesen. 


II. Grundsätzliches 

Der Innenausschuß hat die Regierungsvorlage 
— Drucksache V/2251 — zur Grundlage seiner Be- 
schlüsse genommen. Er ist jedoch in einem wesent- 
lichen Punkt von der Regierungsvorlage abgewichen, 
und zwar hinsichtlich der Höhe des Ruhenssatzes bei 
den Versorgungsbezügen und des Kürzungssatzes 
bei den Dienstbezügen. 

Der Ausschuß hat die Regelung gebilligt, daß sich 
der Ruhensbetrag bei den Versorgungsbezügen nach 
der Zahl der im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst verbrachten Jahre und nach einem 
gleichbleibenden Ruhenssatz für jedes dieser Jahre 
richten soll. Der Ausschuß beschloß, den Ruhenssatz 
auf 2,14 V. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
für jedes im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Dienst verbrachte Jahr festzusetzen. Dieser Satz 
stellt die durchschnittliche jährliche Steigerung des 
Vomhundertsatzes bis zum Erreichen der deutschen 
Höchstversorgung dar (75 v. H. werden mit 35 ruhe- 
gehaltfähigen Dienstjahren erreicht; 75 : 35 = 2,14). 
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Der Ausschuß folgte damit der Berechnung, die auch 
der Regierungsvorlage zugrunde lag, ohne sich je- 
doch den weiteren Überlegungen anzuschließen, die 
in der Regierungsvorlage zu einem Satz von 2,5 v. H. 
geführt hatten. Mit der Herabsetzung des in der 
Regierungsvorlage enthaltenen Ruhenssatzes ent- 
sprach der Ausschuß zugleich einer entsprechenden 
Anregung des Bundesrates. 

Der Ausschuß setzte auch den Kürzungssatz bei 
den Dienstbezügen auf 2,14 v. H. für jedes im zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst ver- 
brachte Jahr fest und lehnte damit einen bei den 
Dienst- und Versorgungsbezügen unterschiedlichen 
Satz ab. Bei der Kürzungsregelung der Dienstbezüge 
teilt der Ausschuß im übrigen die Auffassung der 
Bundesregierung, daß die deutschen Dienstbezüge 
nur dann gekürzt werden sollen, wenn laufende 
internationale Versorgungsbezüge gezahlt werden. 
Daher lehnte der Ausschuß eine Kürzung der Dienst- 
bezüge auch bei der Zahlung von Kapitalbeträgen, 
die ohnehin zur Anwendung der Ruhensregelung im 
Versorgungsbereich führt, ab. 

Der Ausschuß hat erörtert, ob die herausgehobene 
Stellung der Mitglieder der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften und des Europäischen Ge- 
richtshofes oder der nicht eingestuften Bediensteten 
anderer internationaler Einrichtungen eine beson- 
dere Regelung in diesem Gesetz erfordert. Der Aus- 
schuß war jedoch der Auffassung, daß dieser Stel- 
lung durch die Regelungen im zwischen- und über- 
staatlichen Bereich Rechnung getragen worden sei 
und daß, soweit es sich bei den Inhabern dieser Stel- 
len um deutsche Beamte handelt, im nationalen Be- 
reich die allgemeinen Vorschriften Anwendung fin- 
den müßten. Er folgte damit der in dieser Frage ver- 
tretenen Auffassung der Bundesregierung. 

Zu Drucksache V/2845 folgte der Ausschuß der 
Auffassung der Bundesregierung, daß der Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts vom 11. April 1967 
eine Änderung des Witwerversorgungsrechts erfor- 
derlich mache und daß diese Änderung mit Wirkung 
vom 1. des Monats, in dem die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts ergangen ist, in Kraft 
treten solle. 


III. Erläuterungen zu den Ausschußbeschlüssen 

Ergänzend zu den allgemeinen Ausführungen wird 
im einzelnen bemerkt: 

Zum Ersten Abschnitt 

Der Ausschuß hat, nach der Verbindung der bei- 
den Gesetzentwürfe zu einem Entwurf, diesen in Ab- 
schnitte eingeteilt. Die Regelung der internationalen 
Doppelversorgung bildet den ersten Abschnitt. 

Zu Artikel I 

Zu Nummer 2 

Aus den in Abschnitt TI Grundsätzliches in Ab- 
satz 2 dargelegten Gründen ist der Kürzungssatz für 


jedes im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Dienst verbrachte Jahr in § 83 a Abs. 1 BBG auf 
2,14 V. H. geändert worden. 

Der vom Ausschuß neu in § 83 a BBG eingefügte 
Absatz 2 soll sicherstellen, daß bei der Kürzungs- 
regelung auch Zeiten berücksichtigt werden, in denen 
im internationalen Bereich Versorgungsansprüche 
Zuwachsen, ohne daß der Beamte dort noch Dienst 
leistet. Derartige Vorschriften sind im internationa- 
len Dienstrecht vorgesehen (z. B, in Artikel 41 und 
Artikel 50 des EWG-Beamtenstatuts), wenn der Be- 
amte wegen einer Planstelienverminderung entlas- 
sen oder in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
wird; der Beamte kann dann während einer bestimm- 
ten Zeit Anspruch auf eine Vergütung als Entschädi- 
gung haben und Ruhegehaltsansprüche erwerben. 

Zu Nummer 5 a 

Durch die Ergänzung des § 124 a Abs. 2 BBG soll 
bei der Berechnung der Witwenabfindung die 
Ruhensregelung des § 160 b BBG ebenso wie andere 
Ruhensregelungen berücksichtigt werden. 

Zu Nummer 7 

Aus den in Abschnitt II Grundsätzliches in Ab- 
satz 2 aufgeführten Gründen hat der Ausschuß den 
Ruhenssatz für jedes im zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Dienst verbrachte Jahr in § 160 b 
Abs. 1 BBG auf 2,14 v. H. festgelegt. 

Durch die in § 160 b Abs. 1 Satz 4 BBG neu auf- 
genommene Verweisung auf § 83 a Abs. 2 BBG wird 
der zu Nummer 2 gefaßte Beschluß auch auf den Ver- 
sorgungsbereich ausgedehnt. 

Zu Nummer 10 

Aus der Änderung des § 112 BBG folgte die redak- 
tionelle Änderung des § 186 Abs. 2 BBG. 


Zu Ä r t i k e 1 V 

Zu Nummer 5 

Die zu Ärtikel I Nummer 2 beschlossene Ergän- 
zung macht es erforderlich, auch eine entsprechende 
Vorschrift als neuen Absatz 2 in § 55 b SVG ein- 
zufügen. 


Zu Artikel VIII a 

Der vom Ausschuß neu eingefügte Artikel VIII a 
bezweckt, die hinsichtlich der Amtsbezüge der 
Minister getroffene Regelung entsprechend auch auf 
die Parlamentarischen Staatssekretäre anzuwenden. 
Einer besonderen Bezugnahme auf die Versorgungs- 
regelung bedurfte es nicht, da § 7 Abs. 1 des Ge- 
setzes über die Rechtsverhältnisse der Parlamentari- 
schen Staatssekretäre bereits auf § 20 des Bundes- 
ministergesetzes verweist. 
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Z u A r t i k e 1 IX 

Der Ausschuß pflichtete der aus Billigkeitserwä- 
gungen in der Regierungsvorlage enthaltenen Über- 
gangsbestimmung im Grundsatz bei. Er beschloß je- 
doch, daß die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes im 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung geleistete Zeit bis zu sechs (an- 
stelle von fünf) Jahren außer Betracht bleiben soll. 
Die Änderung des Absatzes 1 machte es erforderlich, 
in Absatz 2 auch den Bonus bei Versorgungsempfän- 
gern, die eine internationale Invaliditätspension er- 
halten, von 10 auf 12 v, EI. der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge zu erhöhen. 


Zu Artikel X 

Zu § 1 Nr. 1 und 3 

Die Beschlüsse zum Bundesbeamtengesetz (zu Ar- 
tikel 1 Nr. 2 und 7) machten eine entsprechende 
Änderung und Ergänzung der §§ 49 a und 85 b BRRG 
erforderlich. 

Zu § 1 Nr. 4 

Die Ergänzung des § 108 Abs. 2 BRRG bezweckt, 
bei den entpflichteten Hochschullehrern neben den 
anderen Ruhensregelungen auch die Vorschrift des 
§ 85 b BRRG zu berücksichtigen. 

Zu § 2 Nr. 1 

Der Ausschuß beschloß, daß die Länder innerhalb 
von 2 Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ihr 
Beamtenrecht den Änderungen des BRRG angleichen 
müssen. 

Der Auffassung des Bundesrates, den Satz 2 dieser 
Vorschrift zu streichen, folgte der Ausschuß nicht. 
Der Ausschuß sah die Gleichbehandlung von Beam- 
ten und Versorgungsempfängern des Bundes und der 
Länder bereits unmittelbar nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes als wesentlich an und beließ es daher bei 
der Regelung, daß § 1 bis zum Inkrafttreten landes- 
rechtlicher Regelungen im Landesbereich unmittel- 
bar gelten soll. 

Zu § 2 Nr. 2 

Die Beschlüsse des Ausschusses zu Artikel IX 
machten eine entsprechende Änderung der rahmen- 
rechtlichen Ubergangsvorschriften erforderlich. 


Zum Zweiten Abschnitt 

Die Vorschriften über die Witwerversorgung aus 
Drucksache V/2845 hat der Ausschuß als Zweiten 
Abschnitt in den Entwurf eingefügt. 


Artikel XIV 

ist eine notwendige Folge der Änderung der be- 
amtenrechtlichen Vorschriften in Artikel Xlll. 


Zum Dritten Abschnitt 

In den Dritten Abschnitt sind die sonstigen Ände- 
rungen beamtenrechtlicher Vorschriften aufgenom- 
men worden. 


Zu Artikel XVIII Nr. 1 und A r t i k e 1 XIX 

Das Erste Besoldungsneuregelungsgesetz hat eine 
besoldungsrechtliche „Verzahnung" der Spitzen- 
ämter mit der jeweils nächsthöheren Laufbahn- 
gruppe gebracht, ohne daß die Beamten hierdurch 
ihre bisherige Laufbahngruppe verlassen. Diese 
Regelung schließt den Aufstieg in das Eingangsamt 
der nächsthöheren Laufbahngruppe nicht aus. Da bei 
einem solchen Aufstieg nur eine Änderung der 
Amtsbezeichnung, nicht aber des Endgrundgehaltes 
— wegen Zugehörigkeit zu derselben Besoldungs- 
gruppe — eintritt, liegt eine Ernennung im Sinne der 
gesetzlich normierten Ernennungstatbestände nicht 
vor. Nach geltendem Recht würde der Beamte ohne 
Ernennungsakt nur eine Mitteilung über die Ände- 
rung seiner Amtsbezeichnung erhalten. Diese Rege- 
lung würde aber der Bedeutung des Aufstiegs in die 
nächsthöhere Laufbahngruppe nicht gerecht und im 
Bundesbereich beim Aufstieg in den höheren Dienst 
die Ernennungszuständigkeit des Bundespräsidenten 
für die Beamten des höheren Dienstes — soweit ge- 
setzlich nichts anderes bestimmt ist — unbeachtet 
lassen. 


Zu Artikel XVIII 

Zu Nummer 2 

Nach geltendem Recht darf der Beamte neben der 
Amtsbezeichnung nur staatlich verliehene Titel und 
akademische Grade führen. Hiernach ist es z. B. den 
beamteten Ingenieuren verwehrt, neben der Amts- 
bezeichnung auch die Bezeichnung „Ingenieur 
(grad.)" zu führen, da diese weder einen „staatlich 
verliehenen Titel" noch einen „akademischen Grad" 
darstellt. Das Interesse der Beamten, eine aufgrund 
entsprechender Ausbildung und Leistung erworbene 
Bezeichnung auch im öffentlichen Dienst fortführen 
zu dürfen, ist aber als berechtigt anzuerkennen. Die 
Streichung der in § 81 Abs. 2 Satz 2 BBG bisher ent- 
haltenen Regelung, an deren Beibehaltung kein 
zwingendes dienstliches Interesse besteht, trägt die- 
sen Belangen Rechnung. 


Zum Vierten Abschnitt 

Der Vierte Abschnitt enthält die Berlin-Klausel 
und die Vorschriften über das Inkrafttreten. 
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Zu Artikel XXI 

Der Ausschuß beschloß, daß der erste Abschnitt 
am 1. Juli 1968 in Kraft treten soll. Aus den im 
Kapitel „Grundsätzliches" im letzten Absatz aufge- 
führten Gründen soll der Zweite Abschnitt des Ge- 
setzes mit Wirkung vom 1. April 1967 in Kraft 
treten. Für die übrigen Vorschriften beschloß der 
Ausschuß, daß sie am Tage nach der Verkündung 
in Kraft treten sollen. 


Bonn, den 9. Mai 1968 


Brück (Köln) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen V/2251, 
V/2845 — in der aus der anliegenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu diesen Gesetzentwürfen eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 9. Mai 1968 


Der Ilmenaus schuß 


S chmitt- Vockenhausen 

Vorsitzender 


Brück (Köln) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache V/2251 — 

und 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache V/2845 • — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(6. Äusschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarredits 
vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 83 Abs. 4 wird gestrichen. 

♦ 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Regelung des Zusammentreffens von deutschen 
Dienst- und Versorgungsbezügen mit einer 
Versorgung aus der Verwendung bei einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung 


Artikel I 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 
vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Entwurf 

2. Nach § 83 wird folgender § 83 a eingefügt: 

u§ 83 a 

(1) Erhält ein Beamter aus der Verwendung 
im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung eine Versor- 
gung, werden seine deutschen Dienstbezüge um 
3 v.H. für jedes im zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Dienst vollendete Jahr gekürzt; 
dem Beamten verbleiben jedoch mindestens 
40 V. H. seiner deutschen Dienstbezüge. Erhält 
der Beamte als Invaliditätspension die Höchst- 
versorgung aus seinem Amt bei der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, 
werden die Dienstbezüge um 60 v. H. gekürzt. 
Der Kürzungsbetrag darf die von der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung ge- 
währte Versorgung nicht übersteigen. 


(2) Dienstbezüge im Sinne von Absatz 1 sind 
Grundgehalt, Ortszuschlag, Amtszulagen und 
ruhegehaltfähige Stellenzulagen. Bei einem Be- 
amten mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland 
wird der Kürzungsbetrag nach den Dienstbe- 
zügen errechnet, die ihm bei einer Verwendung 
im Inland zustehen würden. 

(3) Ein Kinderzuschlag wird nicht gewährt, 
soweit der Beamte für das Kind einen gleich- 
artigen Zuschlag mit der Versorgung von der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung erhält." 

3. § 111 erhält folgenden Absatz 5: 

♦ 

„ (5) Der im Beamtenverhältnis zurückgeleg- 
ten Dienstzeit steht ferner die im öffentlichen 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder über- 
staatlichen Einrichtung zurückgelegte Dienst- 
zeit gleich; Absatz 1 Nr. 6 findet keine Anwen- 
dung. " 

4. In § 112 erhält die Nummer 1 folgende Fassung: 

♦ 

„1. ein Ruhestandsbeamter 

a) in einer seine Arbeitskraft voll bean- 
spruchenden entgeltlichen Beschäftigung 
als Bundesbeamter, Berufssoldat oder 
berufsmäßiger Angehöriger des Zivil- 
schutzkorps zurückgelegt hat, ohne 
einen neuen Versorgungsansprudi zu er- 
langen, 

b) in einer Tätigkeit im Sinne des § 111 
Abs. 5 zurückgelegt hat,". 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. Nach § 83 wird folgender § 83 a eingefügt; 

♦ 

„§ 83 a 

(1) Erhält ein Beamter aus der Verwendung 
im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung eine Versor- 
gung, werden seine deutschen Dienstbezüge um 
2,14 v. H. für jedes im zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Dienst vollendete Jahr ge- 
kürzt; dem Beamten verbleiben jedoch minde- 
stens 40 v. H. seiner deutschen Dienstbezüge. 
Erhält der Beamte als Invaliditätspension die 
Höchstversorgung aus seinem Amt bei der 
zwischenstaatlichen Einrichtung, werden die 
Dienstbezüge um 60 v. H. gekürzt. Der Kür- 
zungsbetrag darf die von der zwischenstaat- 
lichen oder überstaatlichen Einrichtung ge- 
währte Versorgung nicht übersteigen. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 wird 
die Zeit, in welcher der Beamte, ohne ein Amt 
bei einer zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung auszuüben, dort einen An- 
spruch auf Vergütung oder sonstige Entschädi- 
gung hat und Ruhegehaltsansprüdie erwirbt, 
als Zeit im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst gerechnet. 

(3) Dienstbezüge im Sinne von Absatz 1 sind 
Grundgehalt, Ortszuschlag, Amtszulagen und 
ruhegehaltfähige Stellenzulagen. Bei einem Be- 
amten mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland 
wird der Kürzungsbetrag nach den Dienstbe- 
zügen errechnet, die ihm bei einer Verwendung 
im Inland zustehen würden. 

(4) Ein Kinderzuschlag wird nicht gewährt, 
soweit der Beamte für das Kind einen gleich- 
artigen Zuschlag mit der Versorgung von der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung erhält." 

3. unverändert 


4. unverändert 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache \72807 


Entwurf 

5. In § 116 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „oder 

^ einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 

öffentlichen Einrichtung" gestrichen. 

6. § 160 Abs. 5 wird gestrichen. 

♦ 

7. Nach § 160 a wird folgender § 160 b eingefügt: 

„§ 160 b 

(1) Erhält ein Ruhestandsbeamter aus der 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung eine Versorgung, ruhen seine deutschen 
Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, der 
einer Minderung des Vomhundertsatzes von 2,5 
für Jedes im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst vollendete Jahr entspricht. Die 
Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn 
der Ruhestandsbeamte als Invaliditätspension 
die Höchstversorgung aus seinem Amt bei der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung erhält. Der Ruhensbetrag darf die von der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung gewährte Versorgung nicht überstei- 
gen. 

(2) Absatz 1 Satz 1 findet auch Anwendung, 
wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung anstelle einer Versorgung einen 
Kapitalbetrag als Abfindung oder als Zahlung 
aus einem Versorgungsfonds erhält. Das gilt 
nicht, wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte 
den Teil des Kapitalbetrages, der die Rückzah- 
lung der von ihm geleisteten eigenen Beiträge 
zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen über- 
steigt, an den Bund abführt. Zahlt der Beamte 
oder Ruhestandsbeamte nur den auf ein oder 
mehrere Jahre entfallenden Bruchteil dieses Be- 
trages an den Bund, findet Absatz 1 Satz 1 nur 
hinsichtlich dieser Jahre keine Anwendung, Die 
Zahlung muß innerhalb eines Jahres nach Be- 
endigung der Entsendung oder der Berufung in 
das Beamtenverhältnis erfolgen. 

(3) Hat der Beamte oder Ruhestandsbeamte 
schon vor seinem Ausscheiden aus dem zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen öffent- 
lichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zah- 
lungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat 
die zwischenstaatliche oder überstaatliche Ein- 
richtung diesen durch Aufrechnung oder in an- 
derer Form verringert, ist die Zahlung nach Ab- 
satz 2 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages 
zu leisten. 

(4) Erhalten die Witwe oder Waisen eines 
Beamten oder Ruhestandsbeamten Hinterblie- 


Be Schlüsse des 6. Ausschusses 

5. unverändert 


5a. In § 124 a Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „des 
^ § 160 Abs. 1 Nr. 2 und § 160 a" durch die Worte 
„der §§ 160 Abs. 1 Nr. 2, 160 a und 160 b'' er- 
setzt. 

6. unverändert 


7. Nach § 160 a wird folgender § 160 b eingefügt: 

♦ 

„§ 160 b 

(1) Erhält ein Ruhestandsbeamter aus der 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung eine Versorgung, ruhen seine deutschen 
Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, der 
einer Minderung des Vomhundertsatzes von 
2,14 für jedes im zwischenstaatlichen oder über- 
staatlichen Dienst vollendete Jahr entspricht. 
Die Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, 
wenn der Ruhestandsbeamte als Invaliditäts- 
pension die Höchstversorgung aus seinem Amt 
bei der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung erhält. Der Ruhensbetrag darf die 
von der zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung gewährte Versorgung nicht 
übersteigen. § 83 a Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Erhalten die Witwe oder die Waisen eines 
Beamten oder Ruhestandsbeamten Hinterblie- 
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benenbezüge von der zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, ruhen ihre deut- 
schen Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, 
der sich unter Anwendung des Absatzes 1 nach 
dem entsprechenden Anteilsatz ergibt. Absatz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(5) Ein Kinderzuschlag nach § 156 Abs. 2 
wird nicht gewährt, soweit der Versorgungs- 
empfänger für das Kind einen gleichartigen Zu- 
schlag mit der Versorgung von der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung er- 
hält. 

(6) § 158 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend." 

8. § 165 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„3. den Bezug von Einkünften nach § 158 oder 
§§ 160 bis 160 b, die Witwe und Waise auch 
die Verheiratung (§ 164 Abs. 1 Nr. 1), die 
Witwe auch Ansprüche nach § 164 Abs. 3 
Satz 1 zweiter Halbsatz." 


9. In § 166 Nr. 6 werden die Worte „160 und 160 a" 
^ durch die Worte „160, 160 a und 160b" ersetzt. 


Artikel II 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 
vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 

In § 8 Abs. 2 Nr. 2 werden folgende Worte ange- 
fügt: 

„es sei denn, daß die Abfindung aus der Verwen- 
dung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaat- 
lichen oder überstaatlichen Einrichtung gewährt 
worden ist." 


Artikel III 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 701) wird wie folgt geändert: 


In § 20 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „bis 
160 a" durch die Worte „bis 160 b" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

benenbezüge von der zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, ruhen ihre deut- 
schen Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, 
der sich unter Anwendung des Absatzes 1 nach 
dem entsprechenden Anteilsatz ergibt, Absatz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 
8. unverändert 


9. unverändert 


10. In § 186 Abs. 2 Satz 1 werden hinter den Wor- 
^ ten „ § 112 Nr. 1" die Worte „Buchstabe a" ein- 
gefügt. 


Artikel II 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das Dritte 
Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 24. April 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 313), wird 
wie folgt geändert: 

In § 8 Abs. 2 Nr. 2 werden folgende Worte ange- 
fügt: 

„es sei denn, daß die Abfindung aus der Verwen- 
dung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaat- 
lichen oder überstaatlichen Einrichtung gewährt 
worden ist." 


Artikel III 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 701), zuletzt geändert durch das 
Finanzänderungsgesetz 1967 vom 21. Dezember 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 1259), wird wie folgt geändert: 

In § 20 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „bis 
160 a" durch die Worte „bis 160 b" ersetzt. 
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Artikel IV 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes vom 
6. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 305), wird wie 
folgt geändert: 

In § 30 Abs. 2 werden die Worte „§ 83 Abs. 2 
und 4, §§ 84'' durch die Worte „§ 83 Abs. 2, 
§§ 83 a, 84" ersetzt. 


Artikel V 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 201) wird wie folgt geändert: 


1. § 20 erhält folgenden Absatz 4: 

♦ 

„(4) Der Wehrdienstzeit steht die im öffent- 
lichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung zurückgelegte 
Dienstzeit eines entsandten Soldaten gleich." 

2. Dem § 21 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

„Sie erhöht sich auch um die Zeit, die ein Sol- 
dat im Ruhestand in einer Tätigkeit im Sinne 
des § 65 Abs. 1 Nr. 5 zurückgelegt hat." 

3. § 55 Abs. 3 wird gestrichen. 


4. § 55 Abs. 4 wird Absatz 3. Die Worte „die Ab- 
sätze 1 bis 3" werden durch die Worte „die Ab- 
sätze 1 und 2" ersetzt. 

5. Nach § 55 a wird folgender § 55 b eingefügt: 

„§ 55 b 

(1) Erhält ein Soldat im Ruhestand aus der 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung eine Versorgung, ruhen seine deutschen 
Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, der 
einer Minderung des Vomhundertsatzes von 2,5 
für jedes im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst vollendete Jahr entspricht. Die 
Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn 
der Soldat im Ruhestand als Invaliditätspension 
die Höchstversorgung aus seinem Amt bei der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung erhält. Der Ruhensbetrag darf die von 
der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung gewährte Versorgung nicht über- 
steigen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
Artikel IV 
unverändert 


Artikel V 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das 
Finanzänderungsgesetz 1967 vom 21. Dezember 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 1259), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


Nummer 3 entfällt hier 

siehe Artikel XIV 

Nummer 4 entfällt 


5. Nach § 55 a wird folgender § 55 b eingefügt: 

♦ 

„§ 55 b 

(1) Erhält ein Soldat im Ruhestand aus der 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung eine Versorgung, ruhen seine deutschen 
Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, der 
einer Minderung des Vomhundertsatzes von 2,14 
für jedes im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst vollendete Jahr entspricht. Die 
Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn 
der Soldat im Ruhestand als Invaliditätspension 
die Höchstversorgung aus seinem Amt bei der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung erhält. Der Ruhensbetrag darf die von 
der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung gewährte Versorgung nicht über- 
steigen. 
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(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 wird 
die Zeit, in welcher der Soldat im Ruhestand, 
ohne ein Amt bei einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung auszuüben, dort 
einen Anspruch auf Vergütung oder sonstige 
Entschädigung hat und Ruhegehaltsansprüche 
erwirbt, als Zeit im zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Dienst gerechnet. 


(2) Absatz 1 Satz 1 findet auch Anwendung, 
wenn der Soldat oder Soldat im Ruhestand bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung anstelle einer Versorgung einen Ka- 
pitalbetrag als Abfindung oder als Zahlung aus 
einem Versorgungsfonds erhält. Das gilt nicht, 
wenn der Soldat oder Soldat im Ruhestand den 
Teil des Kapitalbetrages, der die Rückzahlung 
der von ihm geleisteten eigenen Beiträge zuzüg- 
lich der hierauf gewährten Zinsen übersteigt, an 
den Bund abführt. Zahlt der Soldat oder Soldat 
im Ruhestand nur den auf ein oder mehrere 
Jahre entfallenden Bruchteil dieses Betrages an 
den Bund, findet Absatz 1 Satz 1 nur hinsicht- 
lich dieser Jahre keine Anwendung. Die Zahlung 
muß innerhalb eines Jahres nach Beendigung 
der Entsendung oder der Berufung in das Be- 
amtenverhaltnis erfolgen. 

(3) Hat der Soldat oder Soldat im Ruhestand 
schon vor seinem Ausscheiden aus dem zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen öffent- 
lichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zah- 
lungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat 
die zwischenstaatliche oder überstaatliche Ein- 
richtung diesen durch Aufrechnung oder in an- 
derer Form verringert, ist die Zahlung nach Ab- 
satz 2 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages 
zu leisten. 

(4) Erhalten die Witwe oder Waisen eines 
Soldaten oder Soldaten im Ruhestand Hinter- 
bliebenenbezüge von der zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung, ruhen ihre 
deutschen Versorgungsbezüge in Höhe des Be- 
trages, der sich unter Anwendung des Absat- 
zes 1 nach dem entsprechenden Anteilsatz er- 
gibt. Absatz 2 findet entsprechende Anwendung. 

(5) Ein Kinderzuschlag nach § 47 Abs. 2 wird 
nicht gewährt, soweit der Versorgungsempfän- 
ger für das Kind einen gleichartigen Zuschlag 
mit der Versorgung von der zwischenstaat- 
lichen oder überstaatlichen Einrichtung erhält." 

6. § 60 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„3. den Bezug von Einkünften nach § 53 oder 
§§ 55 bis 55 b die Witwe und Waise auch 
die Verheiratung (§ 59 Abs. 1 Nr. 1), die 
Witwe auch Ansprüche nach § 59 Abs. 3 
Satz 1 zweiter Halbsatz." 


(3) Absatz 1 Satz 1 findet auch Anwendung, 
wenn der Soldat oder Soldat im Ruhestand bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung anstelle einer Versorgung einen Ka- 
pitalbetrag als Abfindung oder als Zahlung aus 
einem Versorgungsfonds erhält. Das gilt nicht, 
wenn der Soldat oder Soldat im Ruhestand den 
Teil des Kapitalbetrages, der die Rückzahlung 
der von ihm geleisteten eigenen Beiträge zuzüg- 
lich der hierauf gewährten Zinsen übersteigt, an 
den Bund abführt. Zahlt der Soldat oder Soldat 
im Ruhestand nur den auf ein oder mehrere 
Jahre entfallenden Bruchteil dieses Betrages an 
den Bund, findet Absatz 1 Satz 1 nur hinsicht- 
lich dieser Jahre keine Anwendung. Die Zahlung 
muß innerhalb eines Jahres nach Beendigung 
der Entsendung oder der Berufung in das Solda- 
tenverhältnis erfolgen. 

(4) Hat der Soldat oder Soldat im Ruhestand 
schon vor seinem Ausscheiden aus dem zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen öffent- 
lichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zah- 
lungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat 
die zwischenstaatliche oder überstaatliche Ein- 
richtung diesen durch Aufrechnung oder in an- 
derer Form verringert, ist die Zahlung nach Ab- 
satz 3 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages 
zu leisten. 

(5) Erhalten die Witwe oder die Waisen eines 
Soldaten oder Soldaten im Ruhestand Hinter- 
bliebenenbezüge von der zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung, ruhen ihre 
deutschen Versorgungsbezüge in Höhe des Be- 
trages, der sich unter Anwendung des Absat- 
zes 1 nach dem entsprechenden Anteilsatz er- 
gibt. Absatz 3 findet entsprechende Anwendung. 

(6) Ein Kinderzuschlag nach § 47 Abs. 2 wird 
nicht gewährt, soweit der Versorgungsempfän- 
ger für das Kind einen gleichartigen Zuschlag 
mit der Versorgung von der zwischenstaat- 
lichen oder überstaatlichen Einrichtung erhält." 

6. unverändert 
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7. In § 65 Abs, 1 Nr. 4 wird der Punkt am Ende 7. unverändert 
^ durch ein Komma ersetzt, das Wort „oder" hin- 
zugefügt und folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. im Öffentlichen Dienst einer zwischenstaat- 
lichen oder überstaatlichen Öffentlichen Ein- 
richtung gestanden hat." 


8. § 65 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 8. unverändert 

♦ 

„(2) §§ 20 und 69 Nr. 3 gelten entsprechend. 

§ 64 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend, es sei denn, 
daß die Abfindung aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung gewährt wor- 
den ist." 


9, In § 66 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „oder 9. unverändert 
^ einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
öffentlichen Einrichtung" gestrichen. 


Artikel VI Artikel VI 

Das Gesetz über das Zivilschutzkorps vom unverändert 

12. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 782) wird wie 
folgt geändert: 

In § 29 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „§ 83 
Abs. 2 und 4, §§ 84" durch die Worte „§ 83 Abs. 2, 

§§ 83 a, 84" ersetzt. 


Artikel VII Artikel VII 

Die Bundesdisziplinarordnung in der Fassung der unverändert 

Bekanntmachung vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 750) wird wie folgt geändert: 

In § 77 Abs. 5 werden die Worte „§§ 158 bis 160, 

162" durch die Worte „§§ 158 bis 160, 160b, 162" 
ersetzt. 


Artikel VIII Artikel VIII 

Das Bundesministergesetz vom 17. Juni 1953 Das Bundesministergesetz vom 17. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 407) wird wie folgt geändert: (Bundesgesetzbl. I S. 407) wird wie folgt geändert: 


1. § 11 erhält folgenden Absatz 4: 

„ (4) § 83 a des Bundesbeamtengesetzes ein- 
schließlich der dazu ergangenen Ubergangsvor- 
schriften ist sinngemäß anzuwenden." 

2. §20 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Für ein ehemaliges Mitglied der Bundes- 
regierung oder seine Hinterbliebenen gilt 
§ 160 b des Bundesbeamtengesetzes einschließ- 
lich der dazu ergangenen Übergangsvorschriften 
entsprechend/' 


1. unverändert 


2. § 20 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Für ein ehemaliges Mitglied der Bundes- 
regierung oder seine Hinterbliebenen gilt 
§ 160 b des Bundesbeamtengesetzes einschließ- 
lich der dazu ergangenen Übergangsvorschriften 

sinngemäß." 
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Artikel IX 

Übergangsvorschriften 

(1) Bei der Anwendung des § 83 a Abs. 1 und des 
§ 160 b Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes sowie 
des § 55 b Abs. 1 des Soldatenversorgungsgesetzes 
bleibt die Zeit, die ein Beamter, Soldat oder Versor- 
gungsempfänger vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung tätig war, bis zu fünf Jahren 
außer Betracht. 

(2) Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vor- 
handenen Versorgungsempfänger findet § 160 b 

Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes und § 55 b 
Abs. 1 Satz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes mit 
der Maßgabe Anwendung, daß ihnen zehn vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge als 
Versorgung verbleiben. 

(3) Hat ein Beamter, Soldat oder Versorgungs- 
empfänger vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung anstelle einer Versorgung einen Kapital- 
betrag als Abfindung oder Zahlung aus einem Ver- 
sorgungsfonds erhalten, finden Absatz 1 sowie 
§ 160 b Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes und 
§ 55 b Abs. 2 des Soldatenversorgungsgesetzes An- 
wendung. Der Lauf der in § 160 b Abs. 2 Satz 4 
des Bundesbeamtengesetzes und § 55 b Abs. 2 
Satz 4 des Soldatenversorgungsgesetzes enthalte- 
nen Frist beginnt frühestens mit dem Tag des In- 
krafttretens dieses Gesetzes. 


Artikel X 

§ 1 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Bundespolizeibeamtengeset- 
zes vom 8. Mai 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 518), wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 49 wird folgender § 49 a eingefügt: 
n§ 49 a 

(1) Erhält ein Beamter aus der Verwendung 
im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel Villa 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Par- 
lamentarischen Staatssekretäre vom 6. April 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 396) wird wie folgt geändert: 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 11 Abs. 4 und § 19 des Bundesministergesetzes 
sind entsprechend anzuwenden.“ 

Artikel IX 

Übergangsvorschriften 

(1) Bei der Anwendung des § 83 a Abs. 1 und des 
§ 160 b Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes sowie 
des § 55 b Abs. 1 des Soldatenversorgungsgesetzes 
bleibt die Zeit, die ein Beamter, Soldat oder Versor- 
gungsempfänger vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung tätig war, bis zu sechs Jahren 
außer Betracht. 

(2) Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vor- 
handenen Versorgungsempfänger findet § 160 b 

Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes und § 55 b 
Abs. 1 Satz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes mit 
der Maßgabe Anwendung, daß ihnen zwölf vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge als 
Versorgung verbleiben. 

(3) Hat ein Beamter, Soldat oder Versorgungs- 
empfänger vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung anstelle einer Versorgung einen Kapital- 
betrag als Abfindung oder Zahlung aus einem Ver- 
sorgungsfonds erhalten, finden Absatz 1 sowie 
§ 160 b Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes und 
§ 55 b Abs. 3 des Soldatenversorgungsgesetzes An- 
wendung. Der Lauf der in § 160 b Abs. 2 Satz 4 
des Bundesbeamtengesetzes und § 55 b Abs. 3 
Satz 4 des Soldatenversorgungsgesetzes enthalte- 
nen Frist beginnt frühestens mit dem Tag des In- 
krafttretens dieses Gesetzes. 


Artikel X 

§ 1 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Bundespolizeibeamtengeset- 
zes vom 8. Mai 1967 (Bundesgesetzbl. I S, 518), wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 49 wird folgender § 49 a eingefügt: 

♦ 

„§ 49 a 

(1) Erhält ein Beamter aus der Verwendung 
im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
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oder überstaatlichen Einrichtung eine Versor- 
gung, werden seine deutschen Dienstbezüge um 
3 V. H. für jedes im zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Dienst vollendete Jahr gekürzt; 
dem Beamten verbleiben jedoch mindestens 
40 V. H. seiner deutschen Dienstbezüge. Erhält 
der Beamte als Invaliditätspension die Höchst- 
versorgung aus seinem Amt bei der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, 
werden die Dienstbezüge um 60 v. H. gekürzt. 
Der Kürzungsbetrag darf die von der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung ge- 
währte Versorgung nicht übersteigen. 


(2) Dienstbezüge im Sinne von Absatz 1 sind 
Grundgehalt, Ortszuschlag, Amtszulagen und 
ruhegehaltfähige Stellenzulagen. Bei einem Be- 
amten mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland 
wird der Kürzungsbetrag nach den Dienstbezü- 
gen errechnet, die ihm bei einer Verwendung im 
Inland zustehen würden. 

(3) Ein Kinderzuschlag wird nicht gewährt, 
soweit der Beamte für das Kind einen gleich- 
artigen Zuschlag mit der Versorgung von der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung erhält." 

2. § 85 Abs. 3 wird gestrichen. 

♦ 

3. Nach § 85 a wird folgender § 85 b angefiigt: 

„§ 85 b 

(1) Erhält ein Ruhestandsbeamter aus der Ver- 
wendung im öffentlichen Dienst einer zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung eine 
Versorgung, ruhen seine deutschen Versor- 
gungsbezüge in Höhe des Betrages, der einer 
Minderung des Vomhundertsatzes von 2,5 für 
jedes im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst vollendete Jahr entspricht. Die 
Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn 
der Ruhestandsbeamte als Invaliditätspension 
die Höchstversorgung aus seinem Amt bei der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung erhält. Der Ruhensbetrag darf die von 
der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung gewährte Versorgung nicht über- 
steigen. 

(2) Absatz 1 Satz 1 findet auch Anwendung, 
wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

oder überstaatlichen Einrichtung einer Versor- 
gung, werden seine deutschen Dienstbezüge um 
2,14 V. H. für jedes im zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Dienst vollendete Jahr gekürzt; 
dem Beamten verbleiben jedoch mindestens 
40 V. H. seiner deutschen Dienstbezüge. Erhält 
der Beamte als Invaliditätspension die Höchst- 
versorgung aus seinem Amt bei der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, 
werden die Dienstbezüge um 60 v. H. gekürzt. 
Der Kürzungsbetrag darf die von der zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung ge- 
währte Versorgung nicht übersteigen. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 wird 
die Zeit, in welcher der Beamte, ohne ein Amt 
bei einer zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung auszuüben, dort einen An- 
spruch auf Vergütung oder sonstige Entschädi- 
gung hat und Ruhegehaltsansprüche erwirbt, als 
Zeit im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Dienst gerechnet. 

(3) Dienstbezüge im Sinne von Absatz 1 sind 
Grundgehalt, Ortszuschlag, Amtszulagen und 
ruhegehaltfähige Stellenzulagen. Bei einem Be- 
amten mit dienstlichem Wohnsitz im Ausland 
wird der Kürzungsbetrag nach den Dienstbezü- 
gen errechnet, die ihm bei einer Verwendung im 
Inland zustehen würden. 

(4) Ein Kinderzuschlag wird nicht gewährt, 
soweit der Beamte für das Kind einen gleich- 
artigen Zuschlag mit der Versorgung von der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung erhält." 

2. unverändert 

3. Nach § 85 a wird folgender § 85 b eingefügt: 

♦ 

„§ 85b 

(1) Erhält ein Ruhestandsbeamter aus der Ver- 
wendung im Öffentlichen Dienst einer zwischen- 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung eine 
Versorgung, ruhen seine deutschen Versor- 
gungsbezüge in Höhe des Betrages, der einer 
Minderung des Vomhundertsatzes von 2,14 für 
jedes im zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Dienst vollendente Jahr entspricht. Die 
Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn 
der Ruhestandsbeamte als Invaliditätspension 
die Höchstversorgung aus seinem Amt bei der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung erhält. Der Ruhensbetrag darf die von 
der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung gewährte Versorgung nicht über- 
steigen. § 49 a Abs. 2 gilt entsprechend, 

(2) unverändert 
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Einrichtung an Stelle einer Versorgung einen 
Kapitalbetrag als Abfindung oder als Zahlung 
aus einem Versorgungsfonds erhält. Das gilt 
nicht, wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte 
den Teil des Kapitalbetrages, der die Rückzah- 
lung der von ihm geleisteten eigenen Beiträge 
zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen über- 
steigt, an seinen Dienstherrn abführt. Zahlt der 
Beamte oder Ruhestandsbeamte nur den auf ein 
oder mehrere Jahre entfallenden Bruchteil die- 
ses Betrages an seinen Dienstherrn, findet Ab- 
satz 1 Satz 1 nur hinsichtlich dieser Jahre keine 
Anwendung. Die Zahlung muß innerhalb eines 
Jahres nach Beendigung der Entsendung oder 
der Berufung in das Beamtenverhältnis erfolgen. 

(3) Hat der Beamte oder Ruhestandsbeamte 
schon vor seinem Ausscheiden aus dem zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen öffent- 
lichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zah- 
lungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat 
die zwischenstaatliche oder überstaatliche Ein- 
richtung diesen durch Aufrechnung oder in an- 
derer Form verringert, ist die Zahlung nach Ab- 
satz 2 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages 
zu leisten. 

(4) Erhalten die Witwe oder Waisen eines 
Beamten oder Ruhestandsbeamten Hinterbliebe- 
nenbezüge von der zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, ruhen ihre deut- 
schen Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, 
der sich unter Anwendung des Absatzes 1 nach 
dem entsprechenden Anteilsatz ergibt. Absatz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(5) Ein Kinderzuschlag nach § 82 Abs. 1 wird 
nidit gewährt, soweit der Versorgungsempfän- 
ger, dessen deutsche Versorgungsbezüge ganz 
oder teilweise ruhen, für das Kind einen gleich- 
artigen Zuschlag mit der Versorgung durch die 
zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrich- 
tung erhält. 

(6) § 83 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend." 


§ 2 

1, Die Länder sind verpflichtet, ihr Beamtenrecht 

bis zum nach den 

Vorschriften des § 1 zu regeln. Bis zum Inkraft- 
treten landesrechtlicher Regelungen gilt im Lan- 
desbereich § 1 unmittelbar. 

2. (1) Bei der Anwendung des § 49 a Abs. 1 und 
des § 85 b Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmenge- 
setzes bleibt die Zeit, die ein Beamter oder 
Ruhestandsbeamter vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes im Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung tätig war, bis zu 
fünf Jahren außer Betracht. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) Erhalten die Witwe oder die Waisen eines 
Beamten oder Ruhestandsbeamten Hinterbliebe- 
nenbezüge von der zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, ruhen ihre deut- 
schen Versorgungsbezüge in Höhe des Betrages, 
der sich unter Anwendung des Absatzes 1 nach 
dem entsprechenden Anteilsatz ergibt. Absatz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 

4. In § 108 Abs, 2 Satz 3 werden die Worte „§§ 82 
^ bis 85 a“ durch die Worte „§§ 82 bis 85 b" er- 
setzt. 


§ 2 

1. Die Länder sind verpflichtet, ihr Beamtenrecht 
bis zum 30. Juni 1970 nach den Vorschriften des 
§ 1 zu regeln. Bis zum Inkrafttreten landesrecht- 
licher Regelungen gilt im Landesbereich § 1 un- 
mittelbar. 

2. (1) Bei der Anwendung des § 49 a Abs. 1 und 
des § 85 b Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmenge- 
setzes bleibt die Zeit, die ein Beamter oder 
Ruhestandsbeamter vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes im Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung tätig war, bis zu 
sechs Jahren außer Betracht. 
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(2) Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorhandenen Versorgungsempfänger findet 
§ 85 b Abs. 1 Satz 2 des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß 
ihnen zehn vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge als Versorgung verbleiben. 

(3) Hat ein Beamter oder Versorgungsempfän- 
ger vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bei seinem 
Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung anstelle einer Versorgung einen Kapi- 
talbetrag als Abfindung oder Zahlung aus einem 
Versorgungsfonds erhalten, finden Absatz 1 und 
§ 85 b Abs. 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
Anwendung. Der Lauf der in § 85 b Abs. 2 Satz 4 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes enthaltenen 
Frist beginnt frühestens mit dem Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes. 


Artikel XI 

Dieses Gesetz gilt, mit Ausnahme der Artikel IV 
bis VI, nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel XII 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 


Entwuri eines Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtUcher Vorschriiten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 
§ ^ 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 
vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) Auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorhandenen Versorgungsempfänger findet 
§ 85 b Abs. 1 Satz 2 des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß 
ihnen zwölf vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge als Versorgung verbleiben. 

(3) unverändert 


Artikel XI 

entfällt hier 

vergleiche Artikel XX 


Artikel XII 

entfällt hier 

vergleiche Artikel XXI 


ZWEITER ABSCHNITT 

Witwerversorgung 

Artikel XIII 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 
vom 20. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 
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1. § 132 erhält folgende Fassung; 

„§ 132 

§§ 123 bis 131 gelten entsprechend für den 
Witwer oder den schuldlos oder aus überwiegen- 
dem Verschulden der Ehefrau geschiedenen Ehe- 
mann einer verstorbenen Beamtin oder Ruhe- 
standsbeamtin. An die Stelle des Witwengeldes 
im Sinne der Vorschriften dieses Gesetzes tritt 
das Witwergeld, an die Stelle der Witwe der 
Witwer." 

2. In § 133 Abs. 2 werden die Worte „nach §§ 123 
bis 131" gestrichen. 

3. § 160 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Erwirbt ein Ruhestandsbeamter einen An- 
spruch auf Witwengeld oder eine ähnliche Ver- 
sorgung, so erhält er daneben sein Ruhegehalt 
nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 Nr. 3 be- 
zeichneten Höchstgrenze. Die Gesamtbezüge dür- 
fen nicht hinter seinem Ruhegehalt Zurückblei- 
ben." 

4. In § 180 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „des 
§ 126" durch die Worte „der §§ 126, 132" ersetzt. 


§ 2 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1685), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Neuordnung des 
Bundesdisziplinarrechts vom 20. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 725), wird wie folgt geändert: 


— 5. Wahlperiode 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


Artikel XIV 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das Finanz- 
änderungsgesetz 1967 vom 21. Dezember 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1259), wird wie folgt geändert: 

1. § 55 Abs. 3 wird gestrichen. 

2, In § 55 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Erwirbt ein Soldat im Ruhestand einen 
Anspruch auf Witwergeld oder eine ähnliche 
Versorgung, so erhält er daneben sein Ruhege- 
halt nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 Nr. 3 
bezeichneten Höchstgrenze. Die Gesamtbezüge 
dürfen nicht hinter seinem Ruhegehalt Zurück- 
bleiben." 


Artikel XV 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1685), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Neuordnung des 
Bundesdisziplinarrechts vom 20. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 725), wird wie folgt geändert: 
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In § 29 Abs. 4 werden die Worte „des § 126'" durch 
die Worte „der §§ 126, 132" ersetzt. 


# 3 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 
vom 20. Juli 1967 (Bundcsgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 78 erhält folgende Fassung: 

.§ 78 

§§ 71 bis 77 gelten entsprechend für den Wit- 
wer oder den schuldlos oder aus überwiegendem 
Verschulden der Ehefrau geschiedenen Ehemann 
einer verstorbenen Beamtin oder Ruhestands- 
beamtin. An die Stelle des Witwengeldes im 
Sinne der Vorschriften dieses Gesetzes tritt das 
Witwergeld, an die Stelle der Witwe der Wit- 
wer." 

2. § 85 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein 
Ruhestandsbeamter einen Anspruch auf Witwen- 
geld oder eine ähnliche Versorgung erwirbt." 


Artikel II 

(3) In den Fällen des Artikels I § 1 Nr. 4 sowie 
bei Anwendung des § 132 des Bundesbeamten- 
gesetzes in bisher eingetretenen Fällen nach dem 
in Artikel I § 2 bezeichneten Gesetz werden Ver- 
sorgungsbezüge nur auf Antrag gewährt, und zwar 
vom Ersten des Monats ab, in dem der Antrag ge- 
stellt wird. Anträge, die innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten nach der Verkündung dieses Ge- 
setzes gestellt werden, gelten als am 1. April 1967 
gestellt. Eines Antrages bedarf es nicht, wenn der 
Berechtigte bereits Zahlungen erhält. 


Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bunde sgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1967 
in Kraft, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

In § 29 Abs. 4 werden die Worte „des § 126" durch 
die Worte „der §§ 126, 132" ersetzt. 


Artikel XVI 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 
vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 78 erhält folgende Fassung; 

»§ 78 

§§ 71 bis 77 gelten entsprechend für den Wit- 
wer oder den schuldlos oder aus überwiegendem 
Verschulden der Ehefrau geschiedenen Ehemann 
einer verstorbenen Beamtin oder Ruhestands- 
beamtin. An die Stelle des Witwengeldes im 
Sinne der Vorschriften dieses Gesetzes tritt das 
Witwergeld, an die Stelle der Witwe der Wit- 
wer." 

2. § 85 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein 
Ruhestandsbeamter einen Anspruch auf Witwen- 
geld oder eine ähnliche Versorgung erwirbt." 


Artikel XVII 

In den Fällen des Artikels XIII Nr. 4 sowie bei An- 
wendung des § 132 des Bundesbeamtengesetzes in 
bisher eingetretenen Fällen nach dem in Artikel XV 
bezeichneten Gesetz werden Versorgungsbezüge nur 
auf Antrag gewährt, und zwar vom Ersten des Mo- 
nats ab, in dem der Antrag gestellt wird. Anträge, 
die innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der 
Verkündung dieses Gesetzes gestellt werden, gelten 
als am 1. April 1967 gestellt. Eines Antrages bedarf 
es nicht, wenn der Berechtigte bereits Zahlungen er- 
hält. 
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Artikel XVIII 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1776), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts vom 20. Juli 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. In § 6 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Num- 
mer 4 durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 5 angefügt: 

„5. zur Verleihung eines anderen Amtes mit 
anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der 
Laufbahngruppe." 

2. § 81 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 


— 5. Wahlperiode 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 

Sonstige Änderungen des Beamtenrechts 


Artikel XIX 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts 
vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird 
wie folgt geändert: 

In § 5 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Nummer 4 
durch ein Komma ersetzt und folgende Nummer 5 
angefügt: 

„5. zur Verleihung eines anderen Amtes mit ande- 
rer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Lauf- 
bahngruppe." 


VIERTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 


Artikel XX 

Dieses Gesetz gilt, mit Ausnahme der Artikel IV, 
V, VI und XIV, nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel XXI 
Es treten in Kraft: 

a) Der Erste Abschnitt am 1. Juli 1968; 

b) der Zweite Abschnitt mit Wirkung vom 1. April 
1967; 

c) die übrigen Vorschriften am Tage nach der Ver- 
kündung dieses Gesetzes. 
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